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ermge nrlsrnher ZeitungM
Mittwoch, 18 . Mai 18S8 .

(Fortsetzung auS der I . Beilage .)

Zu L . Außerordentlicher Etat § 1 theilt der
Berichterstatter mit , daß die Position wegen anderweitiger
Unterbringung der im Sammlungsgebäude befindlichen Großh .
Sammlungen in Höhe von 25 000 M . von der Zweiten
Kammer abgesetzt wurde , nachdem der Plan , einen Theil der
Sammlungen in Gebäulichkeiten der Technischen Hochschule
unterzubriugen , aufgegeben ist. An deren Stelle werde im
nächsten Budget eine Anforderung für Erstellung eines Er¬
weiterungsbaues zum Sammlungsgebäude erscheinen .

Bei H 6 bemerkt der Berichterstatter , daß die Budget -
kommissiou der Zweiten Kammer die Ablehnung des Beitrags
zum Konservatorium für Musik in Karlsruhe von 4000 M .
beantragt hatte . Bei der Berathung im Plenum wäre ein
Antrag mehrerer Abgeordneter augenomme « worden , die An¬
forderung unter der Bedingung zu bewilligen , daß die Summe
unter Musikunterrichtsaustalteu im ganze » Lande vertheilt
werde. Hiermit sei die Kommission einverstanden .

Sodann wird der von der Kommission gestellte
Antrag einstimmig angenommen .

Geh . Hofrath vr . Rümelin erstattet namens der Peti¬
tionskommisston Bericht über die Bitte des Prakt . Arztes
und Professors vr . A . Riffel in Karlsruhe , die
hygienische Forschung betr .

Der Verfasser der Petition habe in derselben ausgeführt ,
daß er sich bei der Lösung hygienischer Fragen einer von dem
üblichen Verfahre » abweichenden Methode bediene , und gebeten,
die Einstellung eines jährlichen Betrags von mindestens
4000 M . zur Unterstützung seiner wissenschaftlichen Unter¬
suchungen in das Budget des Ministeriums des Innern , das
die Einstellung dieser Summe abgelehnt hat , zu empfehlen .

Wenn jemand auf däm Gebiet der Wissenschaft oder
Technik mit neuen Gedanken , Untersuchungsmethoden oder
Erfindungen hervortritt , so müsse er darauf angewiesen
bleiben , die Zustimmung und Anerkennung seiner Fachgenossen
zu erwerben und es könne unmöglich Demjenigen , welchem
dies nicht gelingt , die Anrufung parlamentarischer Körper¬
schaften als letzter Instanz offen gehalten werden . Die For¬
derung des Petenten sei vom Ministerium des Innern , das
über Sachverständige auf dem Gebiet der Hygiene verfügt ,
ab gelehnt worden und es wäre dem Petenten auch nicht ge¬
lungen , einer Unterstützung seiner Forderung durch die Tech¬
nische Hochschule, deren Lehrkörper er angehört , zu erlangen .
Wen » aber ja die Technische Hochschule und das Ministerium
des Innern sich in der Beurtheilung der Bestrebungen des
Petenten getäuscht haben sollten , so sei es ihm ja noch mög¬
lich, auf dem Wege litterarischer Produktion , den er bereits
beschritten hat , Erfolg und Anerkennung zu erringen .

Die Kommission stelle hiernach den Antrag über die
Petition zur Tagesordnung überzugehen .

Der Antrag wird ohne Debatte einstimmig ange¬
nommen und sodann die Sitzung Seitens des Durch¬
lauchtigsten Präsidenten um 2 Uhr geschlossen.

Nächste Sitzung Freitag den 20 . Mai 1898 , Vormittags
9 Uhr .

91 . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Montag , den 16 . Mai 1898 .

(Ausführlicher Bericht .)
Am Regierungstisch : Präsident des Finanzministeriums Geh .

Rath vr . Buchenberger , Geh . Oberregierungsrath Göller .
Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um 4 ^ Uhr .
Einläufe : Eine Petition der Bürgerschaft der Südstadt in

Karlsruhe um Hebung der Schwierigkeiten an den Bahn¬
übergängen in Karlsruhe .

Präsident Gönner theilt mit , daß Modelle einer Ueber -
führung an der Ettlingerstraße und der Rüppurrerflraße , so¬
wie ein Modell der Hochlegung des Bahnhofs während der
ganzen Woche im Konferenzsaal des Generaldirektionsgebäudes
ausgestellt sind.

Seitens des Finanzministeriums ist ein Gesetzentwurf ein¬
gelaufen betreffend die Erbschafts - und Schenkungsaccise ,

vom Justizministerium ein Gesetzentwurf betreffend die Aus¬
besserung gering besoldeter Pfarrer aus Staatsmitteln ,

vom Ministerium des Innern eine Denkschrift , betreffend
die Verbesserung der Hochwafferverhältniffe der Kinzig bei
Offenburg bis zum Rhein .

Abg . Hug erstattet Bericht über den Gesetzentwurf , die
Feststellung des Staatshaushaltsetats für die Jahre
1898 und 1899 betreffend .

Der von Großh . Regierung aufgestellte Voranschlag der
Ausgaben und Einnahmen der allgemeinen Staatsverwaltung
und der ausgeschicdencn Berwaltungszweige für 1898 und
1899 ist von der Budgetkommission der Zweiten Kammer in
zahlreichen Sitzungen eingehender Prüfung unterzogen und sind
sämmtliche Anforderungen mit verschwindender Ausnahme ge¬
nehmigt worden . Es ist dies ein sprechender Beweis dafür ,
daß der Voranschlag mit großer Vorsicht und weitblickender
Fürsorge ausgearbeitet , daß die schon früher eingestellten An¬
forderungen im Gebiet des persönlichen und sachlichen Auf¬
wands den gesetzlichen Vorschriften entsprechend neu geregelt ,
daß die neuaufgetauchten Staatsbedürfniffe auf den Grad ihres
Umfangs und ihrer Dringlichkeit geprüft und soweit thunlich
berücksichtigt und daß die Gesammtanforderung innerhalb der
Grenzen der Steuerfähigkeit unseres Volkes gehalten wurde .

Der Staatsvoranschlag für die Jahre 1898 und 1899
schließt im ordentlichen Etat mit einem , wenn auch geringen
Ueberschuß ab , im außerordentlichen Etat dagegen zeigt er
eine bedeutende Unzulänglichkeit .

Die ordentlichen Einnahmen für 1898 und 1899 betragen
nämlich . . . . 135459418 M .

DieordentlichenAus -
gaben für die gleichen
Jahre . 135 377 172 M .

Es ergibt sich ein
Ueberschuß von . . 82 246 M .

Die außerordent -
lichen Einnahmen für f
1898 und 1899 be¬
tragen : . . . . 2 370756 M .

Die außerordent¬
lichen Ausgaben für
1898 und 1899 be¬
tragen : . . . . 12 811 144 M .

Das Mehr der Aus¬
gaben beträgt somit . 10 440 388 M .
im Ganzen ergibt sich
sonach eine Unzuläng -

_
lichkeit von . . . 10 358 142 M .

Trotz der Höhe des nominellen Defizits mit 10,3 Millio¬
nen Mark liegt ein Grund zu ernster Besorgniß für die
laufende Budgetperiode nicht vor . Auch in früheren Budget¬
perioden haben die Voranschläge mit bedeutenden Fehlbeträgen
abgeschlossen ; so jener

für 1892/93 mit einem solchen von 16 Millionen Mark
» 1894/95 » » » » 10 » »

und für 1896/97 » » » » 7,6 » »
Allerdings war der Stand des Betriebsfonds in den Jahren

1891 bis mit 1893 erheblich größer als am Schlüsse des
Jahres 1897 , allein er hat in der abgelaufenen Budgetperiode
doch wieder eine Mehrung erfahren , er betrug am Schluffe
des Jahres 1895 etwa 14,5 Millionen Mark , während er
am Ende des Jahres 1897 auf 16,5 Millionen Mark ge¬
stiegen ist. Wenn man von dem Betriebsfonds mit 16,5
Millionen Mark den ungeschmälert zu erhaltenden sogenannten
eisernen Bestand von 9,5 Millionen Mark in Abzug bringt ,
so erübrigen 7 Millionen Mark , aus denen die am Schluß
des Jahres 1897 noch vorhandenen außerordentlichen Kredit¬
reste der letzten zwei Etatsperioden mit etwa 2 ^/z Millionen
Mark gedeckt und nötigenfalls sogar Staatsbedürfniße der
laufenden Etatsperiode befriedigt werden können . Auch dient
zur Beruhigung , daß die Amortisationskaffe alljährlich rund
900 000 M . Zinsüberschüffe erwirthschaftet , die statt der
Admassirung zur Deckung eines etwaigen Defizits im Staats¬
haushalt verwendet werden können.

Eine weitere , nach den Erfahrungen der letzten Budget -
Periode sehr ausgiebige Reserve ruht aber auch in den für
die Periode 1898 und 1899 zu erwartenden Betriebsüber¬
schüssen der allgemeinen Staatsverwaltung .

Für die Aufstellung des Budgets waren die etatrecht¬
lichen Bestimmungen und die Grundsätze maßgebend , welche
bei Feststellung des Budgets für 1894/1895 und 1896/1897
genehmigt worden sind . Nach diesen Grundsätzen ist ein er¬
heblicher Theil der Einnahmen , insbesondere der Ertrag der
indirekten Steuern sowie der Erlös aus Holz und ein Theil
der Ausgaben , nämlich der Aufwand für den Gehalts - und
Wohnungsgeldetat nach einer der Wirklichkeit näher kommenden
Methode veranschlagt worden , so daß für die letzten Budget¬
perioden zu erwarten stund , es werden sich die Ueberschüssr
bei den Einnahmen sowie die Ersparnisse bei den Ausgaben
erheblich mindern und das Gesammtergebniß des Staats¬
haushalts von dem Voranschlag nur in sehr beschränktem
Maße abweichcn. Allein die Wirklichkeit hat sich für die ab¬
gelaufene Budgetperiodc ungleich günstiger gestaltet , als bei
Aufstellung des Voranschlages angenommen werden konnte ;
für jedes der beiden Budgetjahre hat sich gegenüber dem
Voranschlag ein Ueberschuß in der durchschnittlichen Höhe von
sechs Millionen Mark ergeben.

Selbst wenn man die einmaligen Ursachen dieses Ueberschusses
in Betracht zieht , nämlich die Ersatzleistung aus der Eisen¬
bahnschuldentilgungskasse an die Generalstaatskasse für Unter¬
stützung von Lokalbahnen und die infolge Verlegung des Rech¬
nungstermins bei der Biersteuer im Jahre 1896 erzielte
Mehreinnahme , so stellt sich der Betriebsüberschuß für die
abgelaufene Budgetperiode immerhin durchschnittlich auf den
Betrag von etwa 5 Millionen Mark . Unter diesen Verhält¬
nissen ist die Hoffnung begründet , daß auch in der laufenden
Budgetperiode Betriebsüberschüsse in einer Höbe erzielt werden ,
welche hinreicht , um die nominelle Unzulänglichkeit der laufen¬
den Periode zu decken, und daß sonach eine Inanspruchnahme
der Amortisationskaffe , sei es ihrer Zinsen oder ihrer Grund¬
stocksmittel , gar nicht nöthig fallen werde .

Wenn der Friede gesichert bleibt und sich die wirthschaft -
lichcn Verhältnisse mit Gottes Hilfe befriedigend entwickeln ,
und wenn uns insbesondere gesegnete Ernten beschicken werden ,
dürfen wir hoffen , daß in unserem Staatshaushalt das Gleich¬
gewicht zwischen den Einnahmen und Ausgaben und damit die
wünschenswerthe Ordnung aufrecht erhalten wird .

Gegenüber dem ursprüglichen Gesetzentwurf hat sich der
Fehlbetrag von . 9 996 158 M .
um . 361 984 »
erhöht auf . 10358 142 M .

Dieser weniger günsten Erscheinung , welche haupsächlich in
den höheren Anforderungen des Reichs ihren Grund hat , steht
die erfreuliche Thatsache gegenüber , daß die allgemeine Staats¬
verwaltung auf Ende des Jahres 1897 einen weit günstigeren
Rechnungsabschluß erzielt hat , als früher angenommen wurde ,
indem nämlich der Betriebsfond im ganzen , wie oben erwähnt ,
auf Ende 1897 sich zu 16,5 Millionen berechnet , wovon 9,5
Millionen als eiserner Bestand und etwa 2 ' / , Millionen zur
Deckung bereits früher bewilligter Kredite erforderlich sind , so

daß der Rest mit 4 ^ z Millionen als der noch übrige Theil
der früheren Ueberschüffe bezeichnet werden kann .

Die Finanzlage unseres Staates wird auch insofern sehr
günstig beeinflußt , als der Eisenbahnbetrieb sowohl im Jahre
1896 als im Jahre 1897 überraschend hohe Reinerträgnisse
abgcworfen hat , welche den Voranschlag in jedem der beiden
Jahre um 8 Millionen Mark übersteigen .

Zu den einzelnen Artikeln hat die Kommission zu be¬
merken :

uä . 1 . Ueber die Veränderungen , welche die Ausgaben
und Einnahmen im ordentlichen und außerordentlichen Etat
infolge der von der Zweiten Kammer gefaßten Beschlüsse er¬
litten haben , gibt die ängeschlosfene, von Großh . Regierung
uns mitgetheilte Entzifferung Nachweis .

aä . 2 . Nach der Begründung zum Gesetzentwurf , die
Feststellung des Staatshaushalts für die Jahre 1898 und
1899 betreffend Seite III , hat der umlaufende Betricbsfond
der allgemeinen Staatverwaltung am Schluffe des Jahres
1896 noch . 16870758 M . 35 Pf .
betragen .

Als nothwendiger Bestand des
Betriebsfonds ist der Betrag von 9 500 000 » — »
zu reserviren , der Mehrbetrag von 7 370 758 M . 35 Pf .
kann als verfügbarer Ueberschuß angesehen werden , soweit
darauf nicht die Last haftet , zunächst die in früheren Finanz¬
gesetzen und im Wege des Administcativkredits bewilligten
Ausgaben zu decken.

uä . 3 . Da die Aufstellung des Budgets jeweils in der
zweiten Hälfte der ablaufenden Budgetperiode , also zu einer
Zeit erfolgt , in welcher die Rechnungsergebniffe des zweiten
Jahres der Budgetperiode noch nicht bekannt sind , so kann
das Budget für die unmittelbar folgende Periode nicht auf
die Rechnungsergebniffe des zweiten Jahres der laufenden
Periode , sondern muß auf jene des ersten Jahres dieser Pe¬
riode aufgebaut werden . Demgemäß ergibt sich für das vor¬
liegende Budget folgende Berechnung :

Nach Beilage Nr . 3 des vorliegenden Gesetzentwurfs be¬
tragen die Kreditreste von außerordentlichen Ausgaben nach dem
Stand vom letzten Dezember 1896 10 505 453 M . 31 Pf .
und die Reste von außerordent¬

lichen Einnahmen . . . . 2089 713 » 51 »
es bleiben daher noch zu decken . 8 415 739 M . 80 Pf .

Hiezu kommt der Mehrbetrag der
Ausgaben gegenüber den Ein¬
nahmen im ordentlichen Etat für
1897 mit . 491 442 » — ,

Zur Deckung der Summe aus
diesen beiden Zahlen . . . . 8 907 181 M . 80 Pf .
sind die im umlaufenden Be¬
triebsfond angesammelten Ueber¬
schüffe mit . 7 370 758 » 35 »
zu verwenden .

Der Rest mit . 1 536 423 M . 45 Pf .
bildet einen weiteren Bestandtheil des Fehlbetrages der lau¬
fenden Budgetperiode , der aber durch das günstige Ergebniß
des Jahres 1897 bereits beseitigt ist.

aä . 4 . Der gesammte Fehlbetrag setzt sich zusammen :
1 . aus dem Unterschied sämmtlicher Einnahmen und

Ausgaben des Staatsvoranschlags für 1898 und 1899
mit . 10358 142 M . — Pf .

2 . aus jenem der verfügbaren
Restmittel vom Schluffe des Jahres
1896 und der darauf ruhenden
Lasten mit . 1 536 423 , 45 »

und stellt sich auf . . . . 11 894 565 M . 45 Pf .
uä . 5 , 6, 7 und 8 . Diese Artikel sind, abgesehen von

den Jahreszahlen , im wesentlichen gleichlautend mit den bezüg -
lichen Artikeln früherer Finanzgesetze z . B . derjenigen für
1896 und 1897 und geben zu keiner Beanstandung Anlaß .
Der Antrag der Kommission geht hiernach dahin , Hohe
Kammer wolle beschließen

1 . den Gesetzentwurf , die Feststellung des
Staatshaushaltsetats für die Jahre 1898 und
1899 betreffend , in der neu vorgeschlagenen
Fassung unverändert anzunehmen ,

2 . hierüber in abgekürzt er Form zuberathen .
Zu bemerken ist noch , daß in dem Staatsvoranschlag für

1898 und 1899 einige neue etatmäßige Stellen angefordert
sind, die in der Gehaltsordnung noch keine Aufnahme gefunden
haben und daher zur Zeit der gesetzlichen Grundlage entbehren .

Es wird jedoch in Bälde dem Landtag ein Gesetzentwurf
zugehen , welcher über die Einreihung gedachter Stellen in der
Gehaltsordnung die näheren Bestimmungen enthält . Diese
Stellen sind von der Zweiten Kammer in der Voraussetzung
genehmigt worden , daß sie auf dem gegenwärtigen Landtag
gesetzlich geordnet werden .

Der oben gestellte Antrag wird an die gleiche
Voraussetzung geknüpft .

Schließlich bemerkt der Redner zur Geschäftsordnung : Der
Budgetbericht des Abg . I )r . Wilckens über das Eisenbahnbetriebs¬
budget sei zum Gegenstand einer Kritik gemacht worden , die
sich nicht auf eine sachliche Würdigung beschränkte, sondern
eine Reihe von verletzenden , persönlichen Ausführungen enthielt .
Allein der Bericht des Abg . Or . Wilckens wurde in der
Kommission in allen seinen Theilen geprüft und die Kommission
trage die volle Verantwortlichkeit für denselben. Die Kom¬
mission betrachte alle in der Versammlung der Eisenbahnreformer
vom 12 . Mai gegen den Abg . Dr . Wilckens gerichteten Be¬
merkungen als gegen sich selbst gerichtet und weise die ge¬
hässigen und persönlich verletzenden, nach Form und Inhalt
ungerechtfertigten Angriffe des Herrn Professor Böhtlingk
mit aller Entschiedenheit zurück.



Abg . DreeSbach : Seine Partei habe allen Anforderungen
für die Kulturintereffen stets mit Freuden zugestimmt , und
hätte manchmal gerne mehr gegeben , als die Regierung
forderte . Wenn sie früher einige Positionen ablehnte , so nahm
sie, da die Summen für kulturelle Zwecke übcrwiegen , das
Gute mit in den Kauf und genehmigte das Budget . Sie
würde auch auf diesem Landtag das Finanzgesetz genehmigt
haben , wenn nicht besondere Umstände eingetreten wären , die
diese Haltung unmöglich machen . Das Ministerium des
Innern habe dem Mißtrauensvotum keine Folge geleistet ; die
logische Konsequens für seine Partei sei gewesen, gegen das
Gehalt des Ministers des Innern zu stimmen . Dazu werde
sie insbesondere bestimmt durch die Erklärung des Ministers ,
daß es zu den Aufgaben der Regierung gehöre , die sozial¬
demokratische Partei zu bekämpfen . Aus diesen Gründen
stimme er und seine Freunde gegen das Gesetz.

Abg . Wacker hätte nicht geglaubt , daß über derartige
Dinge eine Debatte entsteht ; in Folge dessen habe er auch
mit seinen politischen Freunden vorher keine Berathung ge¬
pflogen . Den Standpunkt , der eben vom Abg . Dreesbach
eingenommen wurde , können sie sich nicht zu eigen machen .
Wenn wir ein parlamentarisches Regime hätten , dann könnten
wir allerdings nichts bewilligen . Aber das Centrum sei stets
auf dem Standpunkt gestanden , daß es ein unveräußerliches
Recht der Krone ist, die Räthe zu ernennen . Von diesem
Standpunkt lasse sich dasCentrum nicht abbringen , weder durch
das Verhalten des Herrn Ministers , noch durch die Ausführungen
der Ersten Kammer , noch durch die Erörterungen der soge¬
nannten liberalen Presse . Das Centrum sei verpflichtet , den
Staatswagen weiter arbeiten zu lasten , mögen die Männer
sein, wie sie wollen , die durch das Vertrauen der Krone den¬
selben zur Leitung überkommen haben .

Abg . Fieser ist durch die Erklärung des Abg . Drcesbach
überrascht . Die nationalliberale Partei habe dem ganzen
Ministerium , insbesondere aber dem Minister des Innern ,
jederzeit während der ganzen Tagung das volle Vertrauen
entgegengebracht . Dem Minister könne man es nicht ver¬
denken, wenn er revolutionäre Tendenzen bekämpfe ; etwas
anderes habe der Herr Minister offenbar nicht gemeint . Die
nationalliberale Partei bringe dem Minister das volle Ver¬
trauen entgegen . Die Ansicht des Abg . Wacker halte er für
durchaus nicht gerechtfertigt . Die Mehrheit des Hauses setze
sich aus Elementen zusammen , die unter sich sehr verschiedener
Meinung sind und keineswegs die Mehrheit des badischen
Volkes hinter sich haben . Er anerkenne aber das Recht des
Hauses , dem Ministerium ein Vertrauens - oder Mißtrauens¬
votum zu ertheilen . Dies habe auch das andere Hohe Haus
anerkannt .

Abg . Heimburger : Er sei im Gegensatz zu Fieser der
Meinung , daß die Konsequenz aus dem Mißtrauensvotum
durch Aendcrung der Politik oder der Regierung hätte gezogen
werden müssen . Es gehe an , auch aus politischen Gründen
der Regierung das Budget zu verweigern . Für diesen Fall
haben seine Freunde sich entschlossen, davon abzusehen . Auf
die Dauer werde sich aber ein Zustand , daß die Regierung , die
in ausgesprochenem Mißtrauensverhältniß lebt , nicht halten
lasten . Die Budgetverweigcrung sei ein starkes Mittel , sie sei
daher auch nur im schwierigsten Moment anzuwenden . In der Zu¬
stimmung zum Finanzgesetz solle kein Bertrauensausdruck liegen .

Abg . Mampel : Seine Partei könne nicht begreifen , daß
der Minister eine staatserhaltende Partei bekämpft und sei
daher berechtigt gewesen zu einem Mißtrauensvotum . Wenn
seine Partei für das Budget stimme , so thue sie dies ohne
Rücksicht darauf .

Abg . Wacker : Er bedauere , daß gerade dem unschuldigsten
Minister des Gesammtkabinets die Konsequenz des Mißtrauens¬
votums begegne. In dem Mißtrauensvotum waren alle Par¬
teien der Opposition einig . Wenn die andere Seite konsequent
sein wollte , hätte sie sagen müssen , daß ein Zusammenarbeiten
zwischen Regierung und Kammer unmöglich sei , wenn die
Mehrheit ein Mißtrauensvotum beschlossen habe . Bei den
andern Ministerien finde man wenigstens das Bestreben , über
den Parteien zu stehen.

Abg . Dreesbach : In der Kommission habe keine Ab¬
stimmung stattgefunden , sonst hätte er dagegen gestimmt . Das
Citat aus der Rede des Ministers sei wörtlich . Er müsse
bestreiten , daß die Sozialdemokratie eine revolutionäre Partei
sei , die durch Gewalt zu ihrem Ziele gelangen will . Das
Wort sei im wissenschaftlichen und nicht im Heugabelsinn zu
verstehen . Wenn der Minister den Kampf gegen die sozial¬
demokratische Partei angekündigt habe, so sei dies verfassungs¬
mäßig nicht zulässig und die Partei habe allen Grund , das
Finanzgesctz abzulehnen . Seine Partei habe auch nicht sagen
wollen , daß ein Parteiminister nun erscheinen soll. Aber das
Ministerium , das ein Mißtrauensvotum erhalten habe , könne
nicht wirkungsvoll arbeiten . Auch der Volksvertretung müsse
ein Einfluß auf die Berufung der Minister zustehen . Das
Recht , das Finanzgesetz anzunehme » oder abzulehnen , habe
seine Partei verfassungsmäßig und mache davon Gebrauch .
Wenn man dem Volke zeige , daß man seiner Anschauung
Rechnung trägt , dann werde auch auf das Haus mehr ge¬
hört werden .

Abg . Fieser : Er habe nicht bestreiten wollen , daß man
das Finanzgesetz nicht ablehnen kann . Er sei auch nicht be¬
rufen , den Vertheidiger des Ministers Eisenlohr zu machen .
Durch die Begründung des Abg . Drecsbach sei er noch viel
erstaunter . Das direkte Wahlrecht habe nicht der Minister
des Innern allein , sondern das Staatsministerium zu konze-
diren . Wenn man also wegen Verweigerung des direkten
Wahlrechts ein Mißtrauensvotum geben wolle , so müsse man
dies dem ganzen Ministerium geben . Man könne dem Mini¬
sterium nicht zurufcn , einen Versuch zu unternehmen , so lange
die Kammern sich nicht einigen . Daß man nur dem Minister
des Innern ein Mißtrauensvotum gibt , bleibe durchaus unbe -
rechigt und unlogisch .

Abg . Heimburger : Die Logik des Abg . Fieser sei nicht
die Logik der Opposition gewesen ; das Mißtrauensvotum sei
ausdrücklich gegen das Gesammtministerium gerichtet gewesen.
Es sei aber auch noch speziell gegen den Minister des
Innern gerichtet gewesen , weil er in Wahlsachen nicht korrekt
gehandelt habe . Für die Regierung sei die Möglichkeit vor¬
handen , in diesem Hause einen entsprechenden Antrag durch¬

zubringen . Würde daS Hohe Haus einmüthig sein und die
Regierung zustimmen , dann wäre der Widerstand des andern
Hohen Hauses sehr fraglich .

Präsident des Finanzministeriums Geh . Rath l) r . Büchen¬
berg er : Die Diskussion hat wider alles Erwarten und

entgegen aller Praxis einen hochpolitischen Charakter
angenommen . Gegenüber den Erklärungen der verschiedenen
Parteivertreter glaubt Redner auf folgende Bemerkungen sich
beschränken zu köunen . Erstens ist sich die Großh . Regierung
bewußt , daß sie die Geschäfte des Landes unbefangen , aus¬

schließlich aus rein sachlichen Gesichtspunkten erledigt , daß sie
also keine Parteircgierung ist ; daS gilt auch von dem heute
wieder am meisten angegriffenen Minister des Innern . Zweitens
darf auch die Großh . Regierung das Recht beanspruchen , ihrer
eigenen politischen Ueberzeugung zu folgen uns nicht genöthigt
zu sein , diese ihre politische Ueberzeugung je nach den wech¬
selnden Mehrheiten der Volksvertretung d . h . von Landtag zu
Landtag zu ändern . Man hätte sonst statt einer starken eine

Willensschwäche und überzeugungslose Regierung , womit den
wahren Interessen des Landes nicht gedient ist. Drittens ist
zu betonen , daß die Großh . Regierung in der Frage der Re¬
form des Wahlrechts durchaus solidarisch sich fühlt . Und
wenn eine Vorlage über die Aenderung des Wahlrechts und
der Verfassung seitens der Regierung im Sinne der An¬

schauungen der Mehrheit dieses Landtags nicht erfolgte , so
hängt dies damit zusammen , einmal daß eine derartige Re¬
form der politischen Ueberzeugung der Gesammtregierung nicht
entspricht , zum andern , weil die . Regierung es nicht für an¬
gemessen erachten kann , eine Vorlage an den Landtag zu
bringen , bei der weder in der Zweiten noch in der Ersten
Kammer auf die verfassungsmäßige Mehrheit zu rechnen ist.

Redner geht sodann auf den eigentlichen Gegenstand
der Tagesordnung über und erklärt sich mir der Be -

urtheilung der Lage des Staatshaushalts durch den Präsidenten
der Budgetkommission völlig einverstanden . Zwar istim ordent¬

lichen Etat ein kleiner Einnahmeüberschuß vorhanden,unter Ein¬
beziehung der Anforderungen des außerordentlichen Etats ergibt sich
indessen ein budgetmäßiger Fehlbetrag von rund zwölf Millionen .
Diese hohe Ziffer kann auf den ersten Blick Besorgniß erregen .
Aber da Redner jede Politik des Bangemachens ferne liege,
so mache er ausdrücklich darauf aufmerksam , daß es sich h er
im wesentlichen nur um ein nominelles Defizit handle ;
tatsächlich werde sich der Staatshaushalt wesentlich günstiger
als nach dem Voranschlag gestalten . Schon unter Zugrunde¬
legung der wirklichen Rechnungsergebnisse des Jahres 1897 ,
an Stelle der etatmäßigen , vermindert sich das Defizit von
zwölf Millionen auf sechß Millionen . Weiter aber werde man
angesichts der vorsichtigen Veranschlagung der Einnahmen
mit erheblichen Einnahmeüb erschüssen im ordentlichen Etat
auch in den beiden nächsten Jahren zu rechnen haben . Den¬
noch wird es zwar zu einer gewissen Einzehrung früherer
Betriebsüberschüsse kommen , eine Inanspruchnahme der
Amortisationskaffe mutmaßlich aber nicht nöthig fallen .

Mit der unmittelbar bevorstehenden Votirung des Finanz¬
gesetzes zieht das Haus das Fazit aus den mühevollen und
langwierigen Budgetberathungen der letzten sechs Monate und
Jeder , der dabei positiv mitgewirkt hat wird diesen Abschluß
mit einem Gefühl aufathmender Erleichterung begrüßen , vor
allem die Budgetkommission und ihr unermüdlicher Präsident ,
auch das Hohe Haus , einigermaßen auch die Großh . Regie¬
rung . Noch niemals ist ein Budget mit solchen großen An¬
forderungen für Befriedigung kultureller Bedürfnisse dem
Landtag vorgelegt worden , noch niemals hat die Kammer
einem außerordentlichen Etat von solcher Größe , noch niemals
einem solchen Millionenbudget für Eisenbahnzwecke sich gegen¬
über befunden . Wenn gleichwohl alle Anforderungen der
Großh . Regierung gutgeheißcn worden sind , so kann man
daraus entnehmen , erstens daß die Regierung in ihren Bud¬
getvorschlägen die richtige Grenze zwischen dem, was wünschbar
und dem was realistrbar , eingehalten hat und zweitens , daß ,
wenn die Anforderungen der Regierung sich als wohlbegründet
erweisen , der Appell an die Volksvertretung , diesen Forde¬
ungen zuzustimmcn , niemals vergeblich ist. Zwar haben die
Diskussionen im Laufe der Budgetberathungen und außerhalb
derselben herbe Dissonanzen zwischen Volksvertretung und Re¬
gierung ergeben , die auch heute nachzitterten . Aber diesen
Dissonanzen wird , wie wir nun nach den vorhin abgegebenen
Erklärungen der Partcivertreter wissen, bei der überwiegenden
Mehrheit des Hauses ein Einfluß auf das Schicksal des
Finanzgesetzes selber nicht eingeräumt werden .

Als Redner im November v . I . das Budget eingebracht
hat , habe er die Staatshaushaltslage im Vergleich zu früheren
Perioden als eine gebesserte bezeichnen können . Heute , wo der
Rechnungsabschluß des Jahres 1897 vorliegt , steht er nicht
an zu sagen , daß die Lage des Staatshaushalts
eine gute ist. Die Einnahmequellen des Staates fließen
reichlich , ein untrügliches und zugleich erfreuliches Zeichen
für die wirthschaftliche Wohlfahrt des Landes ; der steuerliche
Apparat arbeitet ohne Schwierigkeiten ; die Ergebnisse der
Katastrirung der Steuern für 1898 sind hochbefriedigende .
Dcßhalb kann das Haus dem Finanzgesetz mit gutem Gewissen
seine Zustimmung geben, ohne befürchten zu müssen , daß da¬
mit dem Lande mehr zugemuthet wird , als seiner finanziellen
Leistungsfähigkeit entspricht .

Aus demselben Grunde kann die Kammer auch an die
Berathung des vorgelegten Nachtrags zum Budget und der
zwei gleichfalls das Budget beeinflussenden Gesetzesvorlagen
über die Gehälter der Bolksschullehrer und die Fortgewährung
der Staatsdotationen für gering besoldete Kirchendiener ohne
allzugroße Sorge herantreten .

Die von dem Redner bei Uebergabe des Budgets seiner
Zeit ausgesprochene Erwartung , daß die einzelnen Voranschlags¬
positionen einer sachgemäßen , wohlwollenden und zustimmenden
Prüfung unterzogen werden , hat sich in vollem Maße erfüllt .
Diese sachliche Förderung der Budgetarbeiten ist vor allem der
Budgetkommission und ihrem Herrn Präsidenten zuzuschreiben .
Dafür seinen Dank auszusprechen ist dem Redner eine an¬
genehme Pflicht , deren er sich gerne entledigt .

Berichterstatter Abg . Hug : In der Budgetkommisston sei
die Frage der Verweigerung des Budgets nicht Gegenstand
der Erörterung gewesen, er könne daher nicht die Ansicht der
Kommission , sondern nur seine persönliche Anschauung Vor¬

trägen . Abgeordneter Drcesbach habe erklärt , daß er und
seine Gesinnungsgenossen mit den meisten Anforderungen des
Budgets einverstanden seien und daß sie nur wenigen Aus -
gaben ihre Zustimmung versagt haben . Er habe also anerkannt ,
daß der Vollzug des Budgets überwiegenden Nutzen schaffe
und , daß wenn er ausschließlich von dem Gesichtspunkt der
günstigen Wirkungen des Budgets geleitet würde , er wie in
früheren Jahren auch heute dem Finanzgesetzentwurf zustimmen
würde . Allein die Rücksicht auf Vorgänge , die sich im Lauf
der Kammerverhandlungm während der gegenwärtigen Session
abspielteu , nöthige ihn , dem Finanzgesctz seine Zustimmung zu
versagen . Diese Schlußfolgerung könne Redner nicht für zu¬
treffend erachten , er stehe vielmehr ganz auf dem Standpunkt
des Abg . Wacker , auch nach seinen staatsrechtliche » Anschau¬
ungen dürfe das zur Fortführung der regelmäßigen
Regierungsgeschäfte Rothwcndige nicht versagt werden und es
könne sich, wenn eine Regierung zur Nachgiebigkeit bestimmt
werden wolle , nur darum handeln , ob einzelne Anforderungen
im außerordentlichen Etat abgelehnt werden sollen . Diesen
Weg habe s. Zt . die Centrumspartei in Bayern eingeschlagen
und den Strich beträchtlicher Ausgaben im außerordentlichen
Etat in Vorschlag gebracht . Auch der Abg . Heimburger habe
aus den Vorgängen der heurigen Kammerverhandlungm die
Konsequenz nicht gezogen , welche Abg . Dreesbach ziehe ; er
habe zwar der Kammer das volle Recht vindizirt , das ganze
Budget zu verwerfen , allein er habe doch beigefügt , daß von
diesem Recht nur in den ernstesten Augenblicken Gebrauch
gemacht werden dürfe und daß unter de» gegenwärtigen Ver¬
hältnissen kein zureichender Grund vorliege , dem Budget die
Genehmigung zu versagen .

Die Finanzlage unseres Staates bietet zur Zeit so viele
Lichtseiten dar , daß es nicht gerechtfertigt wäre , dieselben in
der gegenwärtigen Debatte gänzlich unbeachtet zu lassen . Wenn
man von den Lichtpunkten unseres Staatsfinanzwesens spreche,
gezieme es sich vor allem , auf die statistische Darstellung
hinzuweisen , welche der Herr Finanzminister dem Landtag bei
Vorlage des Budgets für 1898/99 mitgetheilt habe . Aus
dieser Statistik ergebe sich, daß in dem Zeitraum von 60 Jahren
( 1835 — 95 ) die Einnahmen und Ausgaben des Staates sich
nahezu verdreifacht haben , während die Bevölkerung nur um
64 o/o gewachsen sei . Erfreulich sei insbesondere , daß die
Entwickelung der Einnahmen gegenüber jener der Ausgaben
nicht nur nicht zurückgeblieben , sondern sogar vorausgeeilt sei .
Aus diesen Erfahrungen der Vergangenheit dürfe man auch
schließen, daß die Zukunft ähnliche günstige Ergebnisse zeitigen
werde ; denn die Hauptursache dieser erfolgreichen Entwickelung ,
die wirthschaftlichen und sittlichen Kräfte unseres Volkes ,
werde in ungeschwächtem Maß sortbestehen .

Ein erfrulicher Lichtpunkt in unseren Staatsfinanzwesen sei
die wahlberechtigte Hoffnung , daß sich in der laufenden Budget -
Periode bei normaler Gestaltung unserer wirthschaftlichen Ver¬
hältnisse beträchtliche Ueberschüsse ergeben werden . Bei
Aufstellung der Budgets für die letzten Perioden seien Einnah¬
men und Ausgaben nach einer der Wirklichkeit näher kommenden
Methode veranschlagt worden und lag daher die Unterstellung
nahe , daß beim Vollzug des Budgets nicht so bedeutende
Ueberschüsse sich ergeben werden , wie in früheren Perioden .
Allein diese Unterstellung habe sich nicht als zutreffend er¬
wiesen, es seien in der letzten Budgetperiode Betriebsüberschüffe
bis zu jährlich 6 Millionen zutage getreten und werde auch die
laufende Budgetperiode ähnliche Ueberschüsse aufweisen , wenn
die allgemeinen wirthschaftlichen Verhältnisse sich befriedigend
gestalten .

Zu den Lichtseiten unseres Staatsfinanzwesens gehöre auch
der günstige Vermögensstand der Amortisationskasse .
Diese Kasse arbeite theils mit eigenem, theils mit fremdem
Kapital , insbesondere mit den entbehrlichen Kassenvorräthen
der Generalstaatskaffe , und erziele beträchtliche Zinsüberschüfse ,
die für den Staatshaushalt eine wohlthätige Reserve bilden .

Ein günstiges Moment in unserem Staatshaushalt sei auch
der relativ hohe Stand des Betriebsfonds mit 16,5
Millionen Mark , der nach Abzug des sogenannten eisernen
Bestandes und der Kreditreste des außerordentlichen Etats
aus den zwei letzten Budgetperioden noch Mittel biete, um
laufende Staatsbedürfnisse decken zu können .

Als überaus erfreulicher Lichtpunkt in unserem Staats¬
finanzwesen verdienen die Reinerträgnisse unseres Eisen¬
bahnbetriebs hervorgehoben zu werden . Hierüber habe er
in jüngster Zeit Aufschluß ertheilt und wolle Wiederholung
vermeiden .

Diesen Lichtseiten in dem Bild unseres Staatsfinanzwesens
stehen allerdings einige dunkle Punkte gegenüber . Unsicher
seien die Beziehungen der Einzclstaaten zum Reich , doch
seien anläßlich der Berathung der Flottenvorlage im Reichstag
die finanziellen Verhältnisse des Reichs sorgfältig untersucht
und von sachkundiger Seite als höchstwahrscheinlich bezeichnet
worden , daß in den nächsten drei Jahren Matrikularbeiträge
und Ueberweisungen sich das Gleichgewicht halten werden , so
daß wir in Baden nur das Biersteueräquivalent als Hinaus¬
zahlung an das Reich zu leisten hätten . Nach Umfluß von
drei Jahren würden die großen außerordentlichen Ausgaben
für die artilleristische Ausrüstung hinwegfallen , was eine be¬
deutende Entlastung der Reichskasse zur Folge hätte .

Zu d^ l dunkeln Punkten gehöre auch der starke Anwuchs
unserer außerordentlichen Ausgaben und das beträcht¬
liche Defizit im Budget für 1898/99 , doch seien gegen¬
wärtig so reichliche Reserven vorhanden , daß ernste Besorg¬
nisse zur Zeit nicht begründet seien.

Wenn man Licht- und Schattenseite » miteinander vergleiche,
so überwiegen weitaus die günstige » Momente und
dürfe unsere Finanzlage als eine befriedigende an¬
erkannt werden . Ein wesentliches Verdienst an diesem
erfreulichen Stand unserer Staatsfinanzen gebühre dem Herrn
Finanzminister , dessen Bemühungen stets dahin gerichtet waren ,
die Entwickelung der Ausgaben innerhalb jener der laufenden
Einnahmen einzuschränken , so daß die Gefahr einer Steuer¬
erhöhung vermieden werde .

Für dieses Streben spreche Redner dem Herrn Finanzminister
seinen wärmsten Dank aus .

Das Gesetz wird hierauf in namentlicher Abstimmung mit
allen Stimmen gegen die der Sozialdemokraten » angenommen .

Schluß der Sitzung 6 ^ 4 Uhr .

Verantwortlicher Redakteur : Julius Katz in Karlsruhe . — Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .
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